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1. Die Bezeichnung des Gesetzes wird wie folgt gefasst:

,Gesetz zu bereichsspezifischen Regelungen der Gesichtsverhiillung und zur Anderung
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften®.
2. Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 2 § 47a wird wie folgt geédindert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:

,Dies gilt auch fiir die Bescheinigung iiber die Aufenthaltsgestattung nach § 63
Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes.”

bb) In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort ,,Asylgesetzes” die Worter ,,oder ei-
nes der in § 48 Absatz 1 Nummer 2 genannten Dokumente” eingefiigt und wird
das Wort ,,diesen durch die Worter ,,den Ankunftsnachweis oder das Dokument*
ersetzt.

b) In Nummer 3 Buchstabe a werden die Worter ,,Satz 1 oder Satz 2 durch die Worter
,3atz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder entgegen § 47a Satz 3“ ersetzt.

3. Nach Artikel 8 werden die folgenden Artikel 9 bis 15 eingefiigt:

,Artikel 9
Anderung des Deutschen Richtergesetzes

Das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972
(BGBL. I S. 713), das zuletzt durch Artikel 132 der Verordnung vom 31. August 2015
(BGBI. 18S. 1474) geédndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In § 45 Absatz 1a Satz 1 werden die Worter ,,der Ausiibung” durch die Wérter ,,oder
Ausiibung” ersetzt.

2. In § 48 Absatz 6 wird die Angabe ,,Abs. 3 “durch die Angabe ,,Absatz 2 ersetzt.

Artikel 10
Anderung der Verordnung zur Anderung arbeitszeitrechtlicher Vorschriften

In Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung zur Anderung arbeitszeitrechtlicher Vorschrif-
ten vom 14. September 2012 (BGBI. I S. 2017) wird die Angabe ,,1. Oktober 2017“ durch
die Angabe ,,1. Januar 2020 ersetzt.

Artikel 11
Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar
2010 (BGBI. I S. 150), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Januar 2017 (BGBI. I
S. 17) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 69k folgende Angabe eingefiigt:
,»§ 691 Ubergangsregelung zu § 55°.

2. Nach § 55 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefiigt:
,1la. Renten nach dem Gesetz iiber die Alterssicherung der Landwirte,*.

3. In § 69k werden nach den Wortern ,,§ 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1“ die Worter ,,, § 8
Absatz 1, § 9 Absatz 1, § 10 Satz 1, die §§ 11, 12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 13
Absatz 2 Satz 1 und 3, § 14a Absatz 2 Satz 1“ eingefiigt.
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4. Nach § 69k wird folgender § 691 eingefiigt:

»§ 691
Ubergangsregelung zu § 55

§ 55 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1a gilt nicht fiir Versorgungsfille, die am ... [einset-
zen: Tag der Verkiindung dieses Gesetzes] vorhanden waren. Fiir Versorgungsfille, die
nach dem ... [einsetzen: Tag der Verkiindung dieses Gesetzes] eintreten, sind Renten
nach dem Gesetz iiber die Alterssicherung der Landwirte mit der MaBgabe zu bertick-
sichtigen, dass der Teil der Rente nach dem Gesetz iiber die Alterssicherung der Land-
wirte auller Ansatz bleibt, der auf rentenrechtlichen Zeiten beruht, die bis zum ... [ein-
setzen: Tag der Verkiindung dieses Gesetzes] zuriickgelegt worden sind.*

Artikel 12
Anderung des Bundespolizeibeamtengesetzes

In § 5 Absatz 3 des Bundespolizeibeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Februar 2009 (BGBI. I S. 245), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
19. Oktober 2016 (BGBI. I S. 2362) gedndert worden ist, wird die Angabe ,,Abs. 3* durch
die Angabe ,,Absatz 2 ersetzt.

Artikel 13
Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni 2009
(BGBI. I S. 1434), das zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes ... [einsetzen: Datum und
Fundstelle des Gesetzes zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im Ver-
waltungsrecht des Bundes — Drucksachen 18/10183 und 18/11007 —] gedndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

1. In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 80a folgende Angabe eingefiigt:
,§ 80b Ubergangsregelung zum Auslandsverwendungszuschlag®.

2. § 56 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Ein Beschluss der Bundesregierung ist nicht erforderlich

1. fiir Einsdtze des Technischen Hilfswerks im Ausland nach § 1 Absatz 2 Num-
mer 2 des THW-Gesetzes, wenn zwischen dem Bundesministerium des Innern
und dem Auswairtigen Amt Einvernehmen besteht,

2. fiir humanitdre Hilfsdienste und Hilfsleistungen der Streitkrédfte nach § 2 Absatz 2
Satz 3 des Parlamentsbeteiligungsgesetzes, wenn zwischen dem Bundesministe-
rium der Verteidigung und dem Auswirtigen Amt Einvernehmen besteht, oder

3. fiir MaBnahmen der Streitkrafte nach Satz 1, die keine humanitdaren Hilfsdienste
oder Hilfsleistungen nach § 2 Absatz 2 Satz 3 des Parlamentsbeteiligungsgesetzes
sind, wenn zwischen dem Bundesministerium der Verteidigung, dem Bundesmi-
nisterium des Innern und dem Auswdrtigen Amt Einvernehmen besteht.“

3. § 79 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1) Beamte, die im Einsatzdienst der Bundeswehrfeuerwehren verwendet
werden und deren regelméBige wochentliche Arbeitszeit 48 Stunden betrigt, er-
halten fiir jeden geleisteten Dienst von mehr als 10 Stunden eine Vergiitung, wenn
sie sich zu einer Verldngerung der regelmidBigen wochentlichen Arbeitszeit auf
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bis zu 54 Stunden im Siebentageszeitraum schriftlich oder elektronisch bereit er-
kldrt haben und die iiber 48 Stunden hinausgehende wochentliche Arbeitszeit
nicht durch Freizeit ausgeglichen werden kann. Die Vergiitung betrégt bei einer
durchschnittlichen Arbeitszeit von 54 Stunden im Siebentageszeitraum

1. fiir einen Dienst von mehr als 10 Stunden 25 Euro,
2. fir einen Dienst von 24 Stunden 50 Euro.“
b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und in Satz 1 werden die Worter ,,Absatz 2 Satz 2“ durch
die Worter ,,Absatz 1 Satz 2 ersetzt.

4. Nach § 80a wird folgender § 80b eingefiigt:

»§ 80b
Ubergangsregelung zum Auslandsverwendungszuschlag

Beamten und Soldaten, die am 31. Mai 2017 eine Vergilitung nach § 50a oder Aus-
landsdienstbeziige nach § 52 beziehen, werden diese bis zur Beendigung ihrer jewei-
ligen Verwendung weitergewihrt, soweit dies fiir die Betroffenen giinstiger ist als die
Gewihrung des Auslandsverwendungszuschlags nach § 56 in der ab dem 1. Juni 2017
geltenden Fassung.”

5. Anlage I wird wie folgt gedndert:
a) Die Gliederungseinheit ,,Besoldungsgruppe B 3“ wird wie folgt gedndert:
aa) Die Angabe

,— als der stdndige Vertreter des Direktors des Informationstechnikzentrums
Bund —*

wird gestrichen.

bb) Nach der Angabe
,»Abteilungsdirektor beim Amt fiir den Militdrischen Abschirmdienst*
wird die Angabe
,»Abteilungsdirektor beim Informationstechnikzentrum Bund*
eingefiigt.

b) In der Gliederungseinheit ,, Besoldungsgruppe B 4“ wird die Angabe
,, Vizeprésident®

— als der stdndige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 8 eingestuften Leiters
einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung —“

durch die Angabe
,, Vizeprasident, Vizedirektor®

— als der stdndige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 8 eingestuften Leiters
einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung —

ersetzt.

¢) In der Gliederungseinheit ,,Besoldungsgruppe B 5“ wird nach der Angabe
,Prasident der Hochschule des Bundes fiir 6ffentliche Verwaltung®“
die Angabe
,Priasident der Zentralen Stelle fur Informationstechnik im Sicherheitsbereich*
eingefiigt.

d) In der Gliederungseinheit , Besoldungsgruppe B 6“ wird die Angabe , Direktor des
Informationstechnikzentrums Bund“ gestrichen.
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e) In der Gliederungseinheit ,,Besoldungsgruppe B 8“ wird nach der Angabe
,Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Bund
— als Mitglied des Direktoriums —*
die Angabe
,Direktor des Informationstechnikzentrums Bund*
eingefiigt.

Artikel 14
Weitere Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes fiir das Jahr 2019

§ 79 Absatz 1 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Juni 2009 (BGBI. I S. 1434), das zuletzt durch Artikel 13 dieses Gesetzes
gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 1 wird die Angabe ,,25 Euro“ durch die Angabe ,,25,50 Euro“ ersetzt.
2.  In Nummer 2 wird die Angabe ,,50 Euro“ durch die Angabe ,,51,00 Euro“ ersetzt.

Artikel 15
Weitere Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes zum 1. Januar 2020

§ 79 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni
2009 (BGBI. I S. 1434), das zuletzt durch Artikel 14 dieses Gesetzes gedndert worden ist,
wird aufgehoben.’

Der bisherige Artikel 9 wird Artikel 16 und wie folgt gefasst:

,Artikel 16
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absétze 2 bis 7 am Tag nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Artikel 11 Nummer 3 tritt mit Wirkung vom 11. Januar 2017 in Kraft.
(3) Artikel 13 Nummer 5 Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 1. April 2017 in Kraft.

(4) Die Artikel 10 und 13 Nummer 1, 2 und 4 treten mit Wirkung vom 1. Juni 2017 in
Kraft.

(5) Artikel 13 Nummer 3 und 5 Buchstabe a, b, d und e tritt am 1. Januar 2018 in
Kraft.

(6) Artikel 14 tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.
(7) Artikel 15 tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.*



	336-17.pdf
	336-17-Maßgabe-Ma.pdf

